
Am Samstag, 2. September 2017
um 11:11 Uhr, schneiden wir unsere
Geburtstagstorte an! Kommen Sie
bei uns vorbei und feiern Sie mit uns
111 Jahre Kuoni.

Wir freuen uns auf Ihren Besuch.

Ihr Kuoni Thun Team

Feiern Sie
mit uns!
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 ANZEIGE

«Thun ist 
ansonsten 
benachteiligt,              
die Korrektur              
ist nötig.»

Raphael Lanz (SVP
Thuner Stadtpräsident)

Belebende 
Bergtour

Paul Messerli, emeritierter Geo-
grafieprofessor der Universität
Bern und Stiftungsratspräsident
des Alpinen Museums, wirkte
gestern früh nicht wie jemand,
der sich vor der Zukunft fürchtet.
Als er im museumseigenen Res-
taurant Las Alps inmitten der
rund 150 Frühstücksgäste das
Wort ergriff, strahlte er die bele-
bende Zuversicht eines Berggän-
gers aus, der nach einer Trink-
pause energisch den Rucksack
über die Schultern wirft.

Mitte Juli erfuhr die Führung
des Alpinen Museums, dass das
Bundesamt für Kultur nach
einem Parlamentsbeschluss den
Finanzierungsschlüssel ändert.
Statt gut einer Million Franken
wird das Alpine Museum aus der
Bundeskasse nur noch 250 000
Franken erhalten. Spätestens ab
2019 stünde die Zukunft des
Ausstellungshauses in den Ster-
nen.

Beat Hächler leitet das Alpine
Museum seit 2012, und er hat das
Haus belebt, in dem er es mit teil-
weise kontroversen Events zum
urbanen Ort von Debatten über
Themen des Berggebiets ge-
macht hat. In den letzten Wochen
übte sich der bestens vernetzte
Museumsmanager Hächler mit
seiner Crew allerdings in einer
neuen Disziplin: dem Zusam-
menstellen tragfähiger Seilschaf-
ten für die politische Rettung sei-
nes Wirkungsorts.

Das Resultat, das gestern zum
Frühstück zu besichtigen war,

zeigt, dass Hächler auch auf die-
sem Gebiet trittsicher unterwegs
ist. Meinungsmacher aus dem al-
pinen Raum stellen sich hinter
das Alpine Museum. Das Spek-
trum reicht von der aufmüpfigen
Umweltgruppierung Mountain
Wilderness über den gesetzten
Schweizer Alpen-Club (SAC) mit
Zentralpräsidentin Françoise
Jaquet bis zu Berggebietsfor-
schern wie Jon Mathieu von der
Universität Luzern. Der gewiefte

Publizist Köbi Gantenbein, Chef-
redaktor der Architekturzeit-
schrift «Hochparterre», präsi-
diert ein Rettungskomitee, und
spontan formulierte er gestern
das ambitionierte Ziel, auf der
Rettungswebsite (www.rettungs-
aktion.alpinesmuseum.ch) bis in
zwei Wochen 10 000 Solidaritäts-
bekundungen aus der Bevölke-
rung zu sammeln.

Das soll der Rückhalt sein, mit
dem der Berner Nationalrat Mat-
thias Aebischer (SP) und der
Bündner Ständerat Stefan Engler
(CVP) ihre Rettungsstrategie im
Bundeshaus umsetzen wollen.
Für Paul Messerli ist klar: «Die
Rettung des Museums führt aus-
schliesslich über den politischen
Weg.» Konkret: Über eine Mehr-
heit im eidgenössischen Par-
lament. Jürg Steiner

STADT BERN Das Alpine Mu-
seum hat gestern mit einem 
Publikumszmorge seinen 
Überlebenskampf lanciert. 
Bis in zwei Wochen sollen 
mehrere Tausend Personen 
ihre Solidarität mit dem 
Museum ausdrücken – als 
Signal an die nationale Politik.

Mit geballter Faust: Stiftungsratspräsident Paul Messerli 
beim Rettungszmorge im Alpinen Museum. Nicole Philipp

Biel verliert, Thun gewinnt

Städte tragen Aufgaben, die an-
dere Gemeinden nicht haben.
Durch Ausgaben für Privatver-
kehr, öffentliche und soziale
Sicherheit, Gästeinfrastruktur,
Sport und Kultur entstehen ih-
nen Zentrumslasten. Um die
Städte zu entlasten, gibt ihnen
der Kanton im Rahmen des kan-
tonalen Finanz- und Lastenaus-
gleichs Geld. Bern macht dies
vorbildlich, wie eine Studie der
Konferenz der städtischen Fi-
nanzdirektoren kürzlich zeigte:
Der Regierungsrat erfasst die
Lasten der Gemeinden mit Zent-
rumsfunktionen periodisch neu
und legt fest, welcher Anteil die-
ser Lasten für die Abgeltungen
massgebend ist. Allerdings, so
monierte der Stadtberner Fi-
nanzdirektor Michael Aebersold
(SP), sei die Berner Lösung nicht
perfekt. Denn die Städte erhalten
nur rund 80 Prozent der Kosten
vom Kanton erstattet.

Die Kosten steigen
Eigentlich sind es aber mittler-
weile noch weniger Prozent –
und dabei soll es auch bleiben.
Im Jahr 2008, das als Grundlage
für die 80 Prozent zu entgelten-
den Zentrumslasten gilt, bezahl-
ten die Städte 124,2 Millionen
Franken und erhielten 90,8 Mil-
lionen Franken vom Kanton.
2015 jedoch berappten die Städte
139 Millionen Franken – und er-
hielten noch immer nur 90,8
Millionen Franken. Das ent-
sprach noch einer Abgeltung von
durchschnittlich 72,3 Prozent
pro Stadt. Das geht aus dem Be-
richt zur Erfolgskontrolle des Fi-
nanz- und Lastenausgleichs (Fi-
lag) hervor, den die Kantonsre-
gierung gestern in die Vernehm-
lassung schickte. Der Bericht
erteilt dem Filag gute Noten,
sieht aber punktuelle Änderun-
gen vor.

Eine davon ist, dass der Betrag,
den die Städte für ihre Zent-
rumslasten erhalten, gerechter
verteilt werden soll. Allerdings
soll er nicht erhöht werden – ob-
schon die Ausgaben der Städte
gestiegen sind. Grund dafür ist
der Spardruck im Kanton: Der
Grosse Rat wird im November
über ein Sparpaket von 185 Mil-
lionen Franken debattieren. Da
sei es nicht angezeigt, gleichzei-

tig 9,6 Millionen Franken mehr
für Zentrumslasten auszugeben,
so die Regierung. Für Aebersold
zieht diese Argumentation nicht.
Er findet nach wie vor, dass die
Kosten zu 100 Prozent abgegol-
ten werden sollten. Und erinnert
daran, dass der Kanton vor allem
sparen will, um die Gewinn-
steuer für Unternehmen zu sen-
ken.

Lanz: «Das wäre gerecht»
Der Betrag für die Städte soll also
der gleiche bleiben – doch er soll
gerechter verteilt werden. Nach
dem heutigen Verteilschlüssel
hat Thun im Vergleich zu Biel und
Bern das Nachsehen: Die Ober-
länder Stadt erhält mit 9 Millio-
nen Franken lediglich 63 Prozent
der Zentrumslasten abgegolten.
Biel hingegen kommt mit 18,6
Millionen Franken immerhin
noch auf 78,6 Prozent. Bern liegt
mit 72,2 Prozent ungefähr im
Durchschnitt der 72,3 Prozent.

Bei diesem Durchschnitt von
72,3 Prozent möchte die Regie-
rung die Entgeltung nun für alle
drei Städte ansetzen. Das bedeu-
tet, dass Thun künftig 1,3 Millio-
nen Franken mehr Geld erhielte.
«Das wäre gerecht», sagt der Thu-
ner Stadtpräsident und Finanz-
direktor Raphael Lanz (SVP).
«Thun ist ansonsten benachtei-
ligt, die Korrektur ist nötig.» Dass
die Städte unter dem Strich nicht
mehr Geld erhalten sollen, be-
dauert Lanz aus städtischer Pers-
pektive. Aus Kantonssicht könne
er die Argumentation aber nach-
vollziehen. Lanz ist auch Mitglied
des Grossen Rates.

Biel hat noch Hoffnung
Biel hingegen erhielte nach der
Anpassung 1,5 Millionen Franken

weniger Geld. Doch Finanzdi-
rektorin Silvia Steidle (FDP) hat
Hoffnung, dass es nicht so weit
kommen wird: «Vertiefte Ana-
lysen und Plausibilisierungen
durch die kantonale Finanzdi-
rektion haben gezeigt, dass bei
der Stadt Biel gewisse Berech-
nungsgrundlagen noch vertiefter
geprüft und analysiert werden
müssen», sagt sie.

Nach ersten Erkenntnissen be-
stehe die Möglichkeit, dass sich
dadurch die massgeblichen Zah-
lenwerte und der effektive De-
ckungsgrad noch verändern
könnten. Biel werde die entspre-
chenden Zahlen bis Ende März
2018 an die kantonale Finanzdi-
rektion übergeben, damit sie in
die Beratung des Grossen Rates
über den Filag-Bericht im Juni
2018 einfliessen könnten, so
Steidle.

Der Bonus der Steuerkraft
Die Pauschale des Kantons ist in-
des nicht die einzige Entlastung,
welche die Städte für ihre Zent-
rumsfunktion erhalten. Sie müs-
sen zudem weniger in den Fi-
nanzausgleich zugunsten steuer-
schwächerer Gemeinden einzah-
len. Von diesem Abzug profitiert
die Stadt Bern am meisten, da sie
im Vergleich mit Biel und Thun
am finanzkräftigsten ist. Rechnet
man diesen Abzug hinzu, ist Thun
auch mit dem neuen Verteil-
schlüssel das Schlusslicht: Bern
erhielte 80 Prozent abgegolten,
Biel 79 Prozent und Thun 76 Pro-
zent der Kosten. Für Raphael
Lanz ist das aber kein Problem:
«Es ist richtig, dass die Städte
einen Anreiz haben, möglichst fi-
nanzkräftig zu werden. Auch wir
arbeiten daran.»

                                 Sandra Rutschi

FINANZAUSGLEICH Die Kan-
tonsregierung will die Gelder 
für Zentrumslasten gerechter 
zwischen den Städten Bern, 
Biel und Thun aufteilen. Unter 
dem Strich will der Kanton 
aber nicht mehr Geld für die 
Städte ausgeben.

Silvia Steidle (FDP) hofft, dass Biel 
doch noch mehr Geld erhält. Keystone

Michael Aebersold (SP) findet, der 
Kanton müsste mehr zahlen. np

Raphael Lanz (SVP) fände mehr 
Geld für Thun gerecht. Patric Spahni

Statt gut einer 
Million Franken 
wird das Alpine 
Museum aus der 
Bundeskasse nur 
noch 250 000 
Franken erhalten
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